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19. Oktober 2022 

Änderung der Eigenmittelverordnung (Basel III final); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 4. Juli 2022 haben Sie uns zur Vernehmlassung zur Änderung der Eigenmittelver-

ordnung (ERV) (Basel III final) eingeladen. Der Regierungsrat des Kantons Aargau bedankt sich für 

diese Möglichkeit und nimmt gerne wie folgt Stellung. 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau unterstützt die Bestrebungen des Bundes zur Stärkung der 

Eigenmittelverordnung und bedankt sich für die grosse geleistete Arbeit. Folgende Anliegen bittet der 

Regierungsrat in den weiteren Arbeiten zu berücksichtigen:  

• Anrechenbarkeit von Sicherheiten, Art. 72a Abs. 3 E-ERV 

Dieser Absatz schliesst gemäss Vernehmlassungsvorlage bei der Berechnung des Belehnungs-

grades die risikomindernden Massnahmen nach Art. 61 ERV aus, mit der Ausnahme von verpfän-

deten Kontoguthaben, welche gemäss Art. 61 Abs. 1 Ziff. a ERV zum Netting zugelassen sind 

und deren einziger Zweck die Rückzahlung des Kredits ist. Der Regierungsrat beantragt, Art. 72a 

Abs. 3 E-ERV dahingehend anzupassen, dass die risikomindernden Massnahmen nach Art. 61 

ERV ebenfalls berücksichtigt werden. 

• Belehnungswert und Niederstwertprinzip, Art. 72b E-ERV 

Gemäss Vernehmlassungsvorlage soll das Niederstwertprinzip bei Verkehrswertschätzungen von 

zwei auf sieben Jahre ausgedehnt werden. Diese sieben Jahre sollen ebenfalls für den "ursprüng-

lichen Belehnungswert" gelten. Diese Ausdehnung wird abgelehnt. Unregulierte Marktteilneh-

mende wären in der Lage, jederzeit auf Basis des aktuellen Marktwerts ein neues Angebot zu un-

terbreiten, was für die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht (FINMA)-regulierte Hypothekar-

anbietende einen Wettbewerbsnachteil bedeutet, da sie einem erhöhten Ablösungsrisiko ausge-

setzt werden. Das Ablösungsrisiko steigt mit der Länge des Niederstwertprinzips, weshalb an der 

heutigen Fixierung von zwei Jahren festzuhalten ist. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Alex Hürzeler 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 

Kopie 

• Basel3@sif.admin.ch 


